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Haus & Grund Worms-Alzey informiert zum Thema: 

MietR: Mietreduzierung durch COVID-19 
2 2 . 0 0 1  

Fall KiK: Mietreduzierung infolge stattlich verordneter Schließung 
 
 

Der Bundesgerichtshof [vg l .  U r te i l  vom 12 .  Januar  2022  zu  Az :  X I I  ZR 8 /21] hatte zu entschieden, 

ob der Mieter aufgrund der staatlich angeordneten Geschäftsschließung infolge der COVID-19-
Pandemie berechtigt ist, die Mietzahlungen einzustellen oder zu reduzieren. 
 
 

Sachverhalt:  Im September 2013 wurde ein Mietvertrag für Geschäfts- und Lagerräume abgeschlos-

sen. Die Mieterin betreibt bundesweit derartige Geschäfte. Die monatliche Bruttomiete beträgt € 
7.854,00. Aufgrund landesrechtlicher Vorschrift wurden alle Geschäftslokale mit Publikumsverkehr in 
dem Bundesland geschlossen. Die Mieterin hat während der Dauer der Schließung die Miete um 50 % 
reduziert. 
 
 

Gründe: Der BGH hatte die Frage der Auswirkung auf die Pflicht zur Zahlung der Miete zu klären. 

Dabei waren folgende rechtlichen Aspekte zu klären: 
 
1. Mietminderung gem. § 536 Abs. 1 S. 1 BGB:  

Ein Recht zur Minderung der Miete besteht im Ergebnis nicht. Zur Begründung hat der BGH mit 
der herrschenden Meinung darauf abgestellt, dass eine pandemiebedingte Betriebsuntersagung 
ein Gebrauchshindernis darstelle, das nicht auf Beschaffenheit, Zustand oder Lage der Mietsa-
che beruhe, sondern allein das Verwendungsrisiko des Mieters betreffe. 

 
2. Störung der Geschäftsgrundlage gem. § 313 Abs. 1 BGB: 

Im Fall einer Geschäftsschließung, die auf einer hoheitlichen Maßnahme zur Bekämpfung der 
COVID-19-Pandemie beruht, kommt allerdings ein Anspruch des Mieters von gewerblich ge-
nutzten Räumen auf Anpassung der Miete wegen Störung der Geschäftsgrundlage gemäß § 
313 Abs. 1 S. 1 BGB in Betracht. 
 
Im Verhältnis zwischen Vermieter und Mieter trägt grundsätzlich der Mieter das Verwendungsri-
siko bezüglich der Mietsache. Dazu gehört bei der gewerblichen Miete vor allem die Chance, 
mit dem Mietobjekt Gewinne erzielen zu können. Beruht die enttäuschte Gewinnerwartung des 
Mieters jedoch auf einer hoheitlichen Maßnahme zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie wie 
einer Betriebsschließung für einen gewissen Zeitraum, geht dies über das gewöhnliche Ver-
wendungsrisiko des Mieters hinaus, denn die enttäuschte Gewinnerwartung ist letztendlich kei-
ne Folge der unternehmerischen Entscheidung. 
 
Ob dem Mieter ein Festhalten an dem unveränderten Vertrag unzumutbar ist, bedarf auch in 
diesem Fall einer umfassenden Abwägung, bei der sämtliche Umstände des Einzelfalls zu be-
rücksichtigen sind (§ 313 Abs. 1 BGB). Eine pauschale Betrachtungsweise wird den Anforde-
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rungen an dieses normative Tatbestandsmerkmal der Vorschrift nicht gerecht. Dabei sind fol-
gende Abwägungskriterien zu beachten: 
 
 Nachteile durch Geschäftsschließung und Dauer (in aller Regel Mietausfall) wobei die konkre-
te Betriebsstätte zu beachten ist und nicht etwa der Konzernumsatz. 
 
 Finanzielle Vorteile sind zu berücksichtigen wie etwa staatliche Zuschüsse, zu denen aber 
keine Darlehen gehören, Befreiung von Lohnkosten durch Freisetzung des Personals oder Zah-
lung aus einer Betriebsunterbrechungsversicherung. 
 
 Ebenso sind die Auswirkungen beim Vermieter zu berücksichtigen (Zahlungspflichten für Fi-
nanzierung etc.) 
 
 Im Falle einer pandemiebedingten Geschäftsschließung muss daher der Mieter darlegen und 
gegebenenfalls beweisen, welche Nachteile ihm aus der Betriebsschließung entstanden sind, 
die ihm eine vollständige Mietzahlung für diesen Zeitraum unzumutbar machen. Behauptet der 
Mieter, keine staatlichen Unterstützungsleistungen erhalten zu haben, muss er darlegen und 
gegebenenfalls beweisen, dass er sich um mögliche Hilfeleistungen vergeblich bemüht hat. 
Wendet hingegen der Vermieter ein, dass die vom Mieter behaupteten Verluste nicht auf der 
COVID-19-Pandemie beruhen, trifft ihn hierfür die Darlegungs- und Beweislast. Die pauschale 
Darlegung, dass der Mieter nur 50 % der Miete zahlen müsse, (so noch das OLG Dresden) wird 
der erforderlichen Abwägung nicht gerecht. 

 
 

Fazit:  Pandemiebedingte Schließungen von Geschäftsräumen können eine Auswirkung auf die 

Mietzahlung haben, wenn diese zu nicht kompensierbaren Umsatzeinbrüchen führt. Die Entscheidung 
ist dem Einzelfall überlassen. 
 
 
§ 313 Störung der Geschäftsgrundlage 
(1) Haben sich Umstände, die zur Grundlage des Vertrags geworden sind, nach Vertragsschluss schwerwie-
gend verändert und hätten die Parteien den Vertrag nicht oder mit anderem Inhalt geschlossen, wenn sie 
diese Veränderung vorausgesehen hätten, so kann Anpassung des Vertrags verlangt werden, soweit einem 
Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere der vertraglichen oder gesetzli-
chen Risikoverteilung, das Festhalten am unveränderten Vertrag nicht zugemutet werden kann. 
(2) … 
(3) … 
 
§ 536 Mietminderung bei Sach- und Rechtsmängeln 
(1) 1Hat die Mietsache zur Zeit der Überlassung an den Mieter einen Mangel, der ihre Tauglichkeit zum 
vertragsgemäßen Gebrauch aufhebt, oder entsteht während der Mietzeit ein solcher Mangel, so ist der 
Mieter für die Zeit, in der die Tauglichkeit aufgehoben ist, von der Entrichtung der Miete befreit. 2Für die 
Zeit, während der die Tauglichkeit gemindert ist, hat er nur eine angemessen herabgesetzte Miete zu ent-
richten. 3Eine unerhebliche Minderung der Tauglichkeit bleibt außer Betracht. 
(1a) … 
(2) … 
(3) … 
(4) … 


